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Bebauungsplan "Gewerbegebiet Schellweiler-Ehweiler" 

in der Gemeinde Schellweiler 

Kreis Kusel 

 

 

 

Prüfung der eingegangenen Stellungnahmen aus der erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und der erneuten Beteiligung der Behörden und Träger sonsti-

ger Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
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1. Allgemeines zum Verfahren 
 
Die Verbandsgemeinde Kusel möchte in den Gemarkungen Schellweiler und Ehweiler entlang 
der Bundesautobahn A 62 ein Gewerbegebiet entwickeln. Um die bauplanungsrechtlichen Vo-
raussetzungen dafür zu schaffen, wurde in beiden Gemeinden auf den jeweiligen Gemarkungen 
ein entsprechender Aufstellungsbeschluss gefasst. Vom 29.08.2022 bis 26.09.2022 wurde das 
frühzeitige Beteiligungsverfahren durchgeführt. Dabei hatten sowohl die Öffentlichkeit als auch 
die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Gelegenheit, sich über den Vorentwurf 
des Bebauungsplanes zu informieren.  
Der Entwurf wurde am 05.11.2025 vom Gemeinderat angenommen. Danach erfolgte vom 
06.12.2025 bis 16.01.2026 die förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit sowie die förmliche Betei-
ligung der Träger öffentlicher Belange. Dabei hatten sowohl die Behörden als auch die Öffent-
lichkeit Gelegenheit, sich über den Entwurf des Bebauungsplanes zu informieren und konnten 
entsprechende Anregungen und Hinweise vortragen. 
Aufgrund der Abwägungsergebnisse wurden im Bebauungsplan Schellweiler die externen Aus-
gleichsflächen reduziert. Deshalb wurde die Offenlage mit den davon betroffenen Behörden und 
Öffentlichkeit nochmal durchgeführt. Dieser erneute Verfahrensschritt erfolgte mit Schreiben 
vom 17.03.2026 bis 10.04.2026. Dabei hatten die Angeschriebenen die Möglichkeit sich zur der 
Änderung zu äußern.  
 
Anschließend ist der Rücklauf der Stellungnahmen sowie deren Abwägung bzw. Berücksichti-
gung und Beachtung in der weiteren Planung dargestellt. 
 

Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

1.  Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum 
(DLR) Westpfalz 

Fischerstraße 12 

67655 Kaiserslautern 

01.04.2026  

2.  Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 

In der Göbelwies 1 

54340 Bekond 

07.04.2026  

3.  Kreisverwaltung Kusel 

Untere Naturschutzbehörde 

Trierer Str. 49-51 

66869 Kusel 

08.04.2026  

 
Hinweis: 
Nachfolgend sind alle Stellungnahmen, die zur erneuten Öffentlichkeits- und Behördenbeteili-
gung abgegeben wurden, aufgeführt. Diese wurden zum größten Teil in der Originalfassung 
abgedruckt und teilweise zur besseren Lesbarkeit neu zugeschnitten. Teilweise werden die 
Sachdarstellungen der Stellungnahmen jedoch in Kurzform dargestellt. Die Stellungnahmen aus 
der Öffentlichkeitsbeteiligung werden aus Datenschutzgründen anonymisiert. Die Originalstel-
lungnahmen können bei der Verbandsgemeindeverwaltung Kusel-Altenglan eingesehen wer-
den.  
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2. Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
 
2.1 Stellungnahme des Dienstleistungszentrums Ländlicher Raum (DLR) Westpfalz, 

Kaiserslautern vom 01.04.2026 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die allgemeinen Hinweise zu den Ausgleichsflächen auf Ackerland werden zur Kenntnis ge-
nommen. Der Hinweis, dass die agrarstrukturellen Belange beim Flurstück Nr.591 nicht beach-
tet wurden, wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. Es ist nur noch die Teilfläche für Aus-
gleichsmaßnahmen erforderlich. Mit dem Eigentümer der Fläche ist das abgestimmt. Agrar-
strukturelle Belange können dabei nicht beachtet werden, sind aber auch nicht existenzbedro-
hend für die betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe.   
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen:              einstimmig 
Nein-Stimmen:           -   
Stimmenthaltungen:   - 
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2.2 Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Bekond vom 
07.04.2026 

 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Der erforderliche Ausgleich kann nur auf Offenlandflächen erfolgen, um die innerhalb des ge-
planten Gewerbegebietes verlorengehenden Offenlandstrukturen fachlich angemessen kom-
pensieren zu können. Zur Klärung der Flächenverfügbarkeit sind entsprechende Gespräche mit 
den jeweiligen Grundstückseigentümern erforderlich. 
Der Ortsgemeinde ist bewusst, dass die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für 
Ausgleichsmaßnahmen für die betroffenen Betriebe grundsätzlich mit Einschränkungen und 
zusätzlichen Herausforderungen verbunden sein kann. Insbesondere der Entzug bewirtschafte-
ter Flächen kann Auswirkungen auf betriebliche Abläufe und Entwicklungsmöglichkeiten haben. 
 
Gleichzeitig handelt es sich bei dem geplanten Gewerbegebiet um ein für die gesamte Region 
bedeutendes Projekt zur Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen sowie zur langfristigen 
wirtschaftlichen Entwicklung. Vor diesem Hintergrund werden die Belange der Landwirtschaft 
und die Belange der wirtschaftlichen Entwicklung gegeneinander sachgerecht abgewogen. 
 
Eine abschließende betriebswirtschaftliche Bewertung möglicher Auswirkungen auf einzelne 
landwirtschaftliche Betriebe ist der Gemeinde mit Unterstützung durch die Verbandsgemeinde-
verwaltung jedoch nur eingeschränkt möglich. Hierfür wären detaillierte Einblicke in betriebliche 
Strukturen, Flächenausstattungen, Pachtverhältnisse sowie betriebswirtschaftliche Kennzahlen 
erforderlich, die der Gemeinde bzw. der Verwaltung nicht vollständig vorliegen und von den 
betroffenen Betrieben verständlicherweise auch nicht umfassend offengelegt werden. Auf 
Grundlage der derzeit bekannten Rahmenbedingungen sowie der Flächengrößen wird jedoch 
davon ausgegangen, dass durch die vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen keine unmittelbar 
existenzbedrohende Situationen für einzelne Betriebe entstehen. 
Dabei ist zusätzlich zu berücksichtigen, dass sich die vorgesehenen Ausgleichsflächen auf 
mehrere Grundstücke verteilen, die von unterschiedlichen landwirtschaftlichen Betrieben be-
wirtschaftet werden. Nach aktuellem Kenntnisstand ist daher nicht davon auszugehen, dass 
einzelne Betriebe in unverhältnismäßiger Weise besonders stark belastet werden. 
 
Die Gemeinde erklärt zugleich ihre Bereitschaft, betroffene landwirtschaftliche Betriebe im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten bei der Suche nach geeigneten Ersatz- oder Tauschflächen zu 
unterstützen.  
Darüber hinaus bestand im Verfahren für die Landwirtschaftskammer die Möglichkeit, aus ihrer 
fachlichen Sicht besser geeignete Alternativflächen vorzuschlagen. Ein genereller Ausschluss 
landwirtschaftlicher Flächen für Ausgleichsmaßnahmen wäre angesichts der naturschutzfachli-
chen Anforderungen jedoch nicht zielführend. 
 
Zudem ist die Gemeinde, auch nach Rechtskraft des Bebauungsplans, grundsätzlich bereit den 
Bebauungsplan zu ändern, um landwirtschaftliche Betriebe zu unterstützen um einzelne Aus-
gleichsflächen gegen andere geeignete Flächen mit vergleichbarer naturschutzfachlicher Wer-
tigkeit auszutauschen. Dadurch können gegebenenfalls in der weiteren Erschließungsplanung 
noch einvernehmliche und praktikable Lösungen mit den betroffenen Eigentümern und Bewirt-
schaftern gefunden werden. Hierfür ist jedoch erforderlich, dass betroffene Betriebe entspre-
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chende geeignete Alternativflächen selbst benennen und einbringen. 
 
Da es sich bei den vorgesehenen Maßnahmen überwiegend um die Entwicklung und dauerhaf-
te Pflege von Magerwiesen handelt, müssen diese Flächen auch langfristig bewirtschaftet wer-
den. Die Verbandsgemeinde begrüßt ausdrücklich, wenn sich betroffene landwirtschaftliche 
Betriebe auch für die zukünftige Bewirtschaftung und Pflege dieser Flächen zur Verfügung stel-
len möchten. 
 
Alternativ Waldflächen heranzuziehen kommen für die vorgesehenen Maßnahmen nicht in Be-
tracht, da diese weder die erforderliche Offenlandfunktion erfüllen noch bei einer Rodung ohne 
zusätzliche Ersatzaufforstungen möglich wären. Solche Ersatzaufforstungen würden wiederum 
zusätzliche Flächen – häufig ebenfalls landwirtschaftliche Nutzflächen – beanspruchen. 
Vor diesem Hintergrund wird an der Planung der vorgesehenen Ausgleichsmaßnahmen festge-
halten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen:              einstimmig 
Nein-Stimmen:           -   
Stimmenthaltungen:   - 
 
 
2.3 Stellungnahme der Kreisverwaltung Kusel, Untere Naturschutzbehörde, Kusel vom 

08.04.2026 
 
 
Sachbericht: 

 

 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die Hinweise des Forstamtes werden in den 
Unterlagen redaktionell korrigiert, eine weitere Beteiligung ist nicht erforderlich. Details werden 
im Zuge der Erschließungsplanung geklärt. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen:              einstimmig 
Nein-Stimmen:           -   
Stimmenthaltungen:   - 
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3. Stellungnahmen aus der erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
Aus der erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung gingen keine Stellungnahme ein.  
 
 
 
 
Gemeinderatsbeschluss 
 
Die Gemeinde Schellweiler hat die vorgebrachten Anregungen und Hinweise der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange zur Kenntnis genommen und sachgerecht gegeneinander 
abgewogen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen:              einstimmig 
Nein-Stimmen:           -   
Stimmenthaltungen:   - 
 
 
Schellweiler, den 11.06.2026 


